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»Digitalzwang« melden!

Der Verein Digitalcourage 
versteht sich als »technik­
affin«, hat aber Datenschutz 
und Bürger*innenrechte 
ebenfalls im Blick. Auf seiner  
Webseite steht auch ein 
»Digitalzwangmelder«. 
Digitalzwang liege vor, wenn 
ein Verzicht auf eine digitale  
Leistung »die Teilhabe am öf­
fentlichen Leben einschränkt, 
also eine Diskriminierung 
entsteht, insbesondere bei 
staatlichen Leistungen«, er­
läutert Digitalcourage – und 
wenn es keine analoge Alter­
native (mehr) gibt, obwohl 
diese technisch machbar 
wäre. »Besonders ärgerlich« 
sei Digitalzwang, wenn er mit 
einer Verschlechterung des 
Service einhergehe. »Bei­
spielsweise wenn Filialen mit 
persönlicher Beratung durch 
Hotlines mit unzureichen­
der Kompetenz und langen 
Wartezeiten oder sogar 
Extrakosten (oder durch 
Chatbots) ersetzt werden.« 
Beispiele für »Digitalzwang« 
beobachtet Digitalcourage in 
vielen Lebensbereichen: von 
der Bank, die verlangt, für 
die Nutzung der Kreditkarte 
eine App zu installieren, die 
es ausschließlich bei den 
Datenriesen Google oder 
Apple gibt. Über Arbeitgeber, 
die von ihren Beschäftigten 
verlangen, ein Google-Konto 
anzulegen. Bis hin zu Schu­
len, die für das Übermitteln 
von Infos und Hausaufgaben 
voraussetzen, dass Kinder 
und Eltern per WhatsApp 
kommunizieren. Auf https://
digitalcourage.de können 
Menschen via »Digitalzwang­
melder« eintragen, wann, wie 
und von wem sie sich unter 
Druck gesetzt fühlen. Solche 
Meldungen »zeigen, wo 
gerade etwas in eine falsche 
Richtung läuft und geben 
uns Hinweise, wo wir Druck 
machen müssen«, schreibt 
Digitalcourage. Wobei der 
gemeinnützige Verein betont, 
dass Meldungen auch per 
Brief möglich seien, zu sen­
den an: Digitalcourage e.V., 
Marktstr. 18, 33602 Bielefeld.

Arzt-Termine online buchen?
Verbraucherzentrale hat Erfahrungsberichte ausgewertet

Arzt-Termine per Online-Plattform verein- 
baren? Macht Patient*innen »zufriedener« 
und »verbessert den Service im Gesund-
heitswesen deutlich«, meint der IT-Bran-
chenverband Bitkom, der die Digitalisie-
rung des Gesundheitssystems voranbringen 
will. Anders der Verbraucherzentrale Bun-
desverband (vzbv): Sie fordert, den Online-
Buchungsprozess stärker an Bedürfnissen 
von Patient*innen auszurichten und gesetz-
lich Versicherte nicht zu benachteiligen.

Am 1. November meldete Bitkom Ergebnis-
se einer »repräsentativen Befragung«, die 

der Digitalverband selbst in Auftrag gegeben 
hatte. »Demnach haben insgesamt 36 Prozent 
der Deutschen schon einmal eine Online-Ter-
minvereinbarung genutzt«, schreibt Bitkom, und 
weitere 32 Prozent, die noch nie einen Arztter-
min per Internet gebucht hatten, könnten sich 
»dies aber künftig vorstellen«. Was die Online-
Bucher*innen dabei genau erlebt haben, dazu 
steht nichts in der Bitkom-Pressemitteilung.

Eben dieser Aspekt interessierte aber den 
vzbv, weshalb er Verbraucher*innen aufgerufen 
hat, ihre Erfahrungen mit der Online-Buchung 
von Arztterminen zu schildern. Die Resonanz 
war überschaubar, zwischen Juli und November 
2023 füllten insgesamt 85 Menschen einen Kurz-
fragebogen auf der vzbv-Website aus.

Was dabei herausgekommen ist, teilte der 
vzbv am 6. Dezember mit – zentrale Botschaften: 
»Neben positiven Erfahrungen gab es Kritik der 
Verbraucher:innen an der Ungleichbehandlung 
von gesetzlich gegenüber privat Versicherten bei 
der Terminvergabe. Verbraucher:innen äußerten 
Datenschutzbedenken bei der Online-Buchung.«

Laut vzbv gaben Verbraucher*innen an, dass 
»für gesetzlich Krankenversicherte wenige oder 
keine zeitnahen Termine verfügbar« waren. Für 
privat Versicherte war es gemäß der Erfahrungs-
berichte »eher möglich, kurzfristig einen Termin 
zu erhalten«. Zudem funktioniere die Filterfunk-
tion auf den Buchungsplattformen nicht immer 
zuverlässig, so dass gesetzlich Versicherten 
auch solche Termine auf dem Display angezeigt 
wurden, »die sich im weiteren Buchungsprozess 
als Selbstzahlertermin oder Privatsprechstunde 
herausstellten«. So eine Praxis könne bedenk-
liche Folgen haben, meint Thomas Moormann, 
Leiter des vzbv-Teams Gesundheit und Pflege: 
»Verbraucher:innen werden so bei Terminknapp
heit dazu verleitet, Selbstzahlertermine zu buchen.«

Problematisch sei auch, dass bei Online-Arzt-
buchungen häufig ein »standardisierter Besuchs-

grund« ausgewählt werden müsse, der aber nicht 
immer zum Anliegen des terminsuchenden 
Patient*innen passe. Auch komme es vor, dass 
Terminabsagen seitens der Arztpraxis, kommu
niziert via Buchungsportal, mitunter nicht klapp-
ten – Konsequenz, laut vzbv: »Patient:innen 
standen umsonst vor der Praxis oder es wurden 
keine Ersatztermine angeboten.«

Mehr als bedenklich sind diese Erfahrungen:  
Befragte berichteten jedenfalls, dass ihnen Ärzt:in- 
nen »zum Teil die Behandlung verweigerten, wenn 
sie aufgrund von Datenschutzbedenken nicht 
wollten, dass die Praxis ihre Daten an das Online-
Buchungsportal übermittelt«. Eine solche Verwei-
gerung dürfe es nicht geben, erklärt Moormann.

Der Verbraucherschützer betont, dass Online-
Buchungen »nur eine zusätzliche, aber nicht 
die alleinige Möglichkeit der Terminbuchung« 
sein dürften, denn der rechtliche Anspruch auf 
Zugang zu ärztlicher Versorgung gelte für alle 
Patient*innen – nicht nur für diejenigen, die gern 
digital unterwegs sind. Eine Terminvereinbarung 
müsse somit sowohl in der Praxis als auch am Te-
lefon »sichergestellt« werden, erklärt Moormann. 
Das aber scheint nicht überall garantiert: »Laut 
den Rückmeldungen«, so der vzbv über seine 
Auswertung, »waren Arztpraxen schlecht bis gar 
nicht telefonisch erreichbar, nachdem sie auf 
eine Online-Terminbuchung umgestellt hatten.«  
� Klaus-Peter Görlitzer  

»Feldexperiment«

Gesetzlich Versicherte warten »durchschnitt-
lich 15 Tage länger« auf einen Termin 

beim Neurologen oder Dermatologen als privat 
Versicherte. Das ist das Ergebnis eines »Feldex-
periments« in 41 deutschen Großstädten, 2023 
publiziert von Andrea Breitenbach und Marco 
Heinrich. Die Sozialforscher*innen aus Marburg 
und Nürnberg bezogen 410 Praxen ein, ihre 
Methodik: »Einmal gaben sich die Anrufer als 
gesetzlich versichert und beim zweiten Anruf 
als privat versichert aus.« »Hintergründe für die 
Ungleichbehandlung« sollte eine »qualitative 
Expertenbefragung in Arztpraxen« erfassen. 
Schlussfolgerung der Forscher*innen: »Bei 
gesetzlich Versicherten werden erbrachte Leis-
tungen nicht im gleichen Maße vergütet wie bei 
privat Versicherten. Dies schafft möglicherweise 
Anreize zur Diskriminierung bei der Termin
vergabe bei Fachärzten.«�  
Ein Aufsatz über das Feldexperiment ist online:  
https://www.ssoar.info/ssoar/handle/document/85085


